
 

 

 
 
 
 
 

     BDFR, Warendorfer Str. 70,  48145 Münster  
   

 

Warendorfer Str. 70 
48145 Münster 
Telefon  02 51 / 3 78 42 33 
Telefax  02 51 / 3 78 41 00 
E-Mail  Seibel@bdfr.de 
Internet http://www.bdfr.de 
 
23. Dezember 2002 

 

 
 
Diskussionsentwurf eines Gesetzes über die Einführung des elektronischen 
Rechtsverkehrs bei den Gerichten (Elektronisches Rechtsverkehrsgesetz - 
ERVG) 

Hier:  Schreiben des Bundesministeriums der Justiz vom 31. Juli 2002  

R A 3 – 3700/19 – 3 – R1 430/2002 – 

 
 
Sehr geehrter Herr Schmieszek, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Übersendung des o.g. Diskussionsentwurfs und nehmen 

zu dessen Art. 1 und 3 wie folgt Stellung: 

I. Allgemeines 

Wir begrüßen die Bemühungen des Bundesministeriums der Justiz um die 

Fortentwicklung des elektronischen Rechtsverkehrs hin zu einer elektronischen 

Aktenbearbeitung in den Gerichtsbarkeiten. Dieser zweite Schritt nach der 

grundsätzlichen Eröffnung des elektronischen Zugangs zum Finanzgericht ge-

mäß § 77 a FGO ist notwendig und sinnvoll.  

Wir möchten diesen Entwurf zum Anlass nehmen, erneut darauf aufmerksam 

machen, dass eine Akzeptanz der Regelungen durch die Verfahrensbeteiligten 
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und die rechts- und steuerberatenden Berufe entscheidend von der Sicherheit 

und Leichtigkeit des Datenverkehrs abhängt. Hierzu bedarf es u.E. insbesonde-

re einer bundesweiten Abstimmung hinsichtlich der zugelassenen Dateiformate 

und der Verschlüsselungstechnologie sowie der flächendeckenden Einführung 

kostengünstiger, einfach zu handhabender Signaturschlüssel. Der Zugang zu 

den Finanzgerichten und zum Bundesfinanzhof auch auf elektronischem Wege 

muss unabhängig vom jeweiligen Wohn-, Kanzlei- oder Dienstsitz der Verfah-

rensbeteiligten garantiert sein. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

1. Art. 1 Nr. 20 - § 298 Abs. 2 ZPO-E 

§ 298 Abs. 2 ZPO sollte auf den Halbsatz 1 „Der Ausdruck … übereinstimmt“ 

beschränkt werden. Satz 1 Halbs. 2 und Satz 2 erscheinen entbehrlich. Es ist 

nicht sinnvoll, an den Ausdruck eines elektronischen Dokuments höhere Anfor-

derungen zu stellen als bisher an Kopien einer Papierakte. Mängeln in der Re-

produktion des elektronischen Dokuments kann durch Einsatz geeigneter Soft-

ware begegnet werden. 

2. Art. 1 Nr. 20 - § 298 a Abs. 3 ZPO-E 

Die in § 298 a Abs. 3 ZPO angeordnete Verfahrensweise erscheint nicht gebo-

ten. Sie führt auf Grund der hohen Dokumentationsanforderungen bei umfang-

reichen Papierbelegen, z.B. Beiakten, zu einem erheblichen Verwaltungsauf-

wand. Die Übereinstimmung der gespeicherten Daten kann bis zum rechtskräf-

tigen Abschluss des Verfahrens gemäß § 298 a Abs. 2 Satz 2 ZPO an Hand 

der Papierdokumente selbst überprüft werden. Dies sollte genügen. 

3. Art. 1 Nr. 24- § 317 Abs. 4 ZPO-E 

Diese Regelung erscheint nicht geboten. Elektronische Urteile werden von den 

Richtern qualifiziert elektronisch signiert (§ 77 b FGO-E). Der Empfänger eines e-

lektronischen Urteils kann die Unversehrtheit der digitalen Signaturen der Richter 

selbst überprüfen und sich so die Gewissheit verschaffen, dass das Urteil mit dem 
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in der elektronischen Akte befindlichen übereinstimmt. Einer gesonderten Bestäti-

gung durch den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle bedarf es nicht. 

Schon nach bisheriger Rechtslage ist der Ausfertigungsvermerk nicht mit dem 

Ursprungsurteil verbunden, sondern wird auf die Ausfertigung gesetzt. Eine sol-

che Verbindung sollte auch nicht für das elektronische Urteil gefordert werden. 

Ausreichend ist, dass der Ausfertigungsvermerk Bestandteil der elektronischen 

Akte wird. 

4. Art. 3 Nr. 4 des Entwurfs - § 65 FGO-E 

Wir begrüßen den Vorschlag. Er trägt unseren Bedenken gegen die bisherige 

Fassung hinsichtlich der fehlenden Anpassung an § 21 g GVG Rechnung.  

5. Art. 3 Nr. 7 des Entwurfs - § 77 b FGO-E 

Für das Vertrauen der Verfahrensbeteiligten in die Integrität der übermittelten 

Daten und zur Authentifizierung der handelnden Personen ist eine einfache 

Signatur nicht ausreichend. Es ist daher zu begrüßen, dass nach dem Entwurf 

die qualifizierte Signatur gemäß § 2 Nr. 3 SigG zur Voraussetzung gemacht 

werden soll, soweit die Schriftform oder die handschriftliche Unterzeichnung 

gesetzlich vorgesehen ist.  

Wegen der geringeren technischen und voraussichtlich auch finanziellen An-

forderungen könnte zwar erwogen werden, auch insoweit die fortgeschrittene 

elektronische Signatur gemäß § 2 Nr. 2 SigG genügen zu lassen. Da aber 

§ 77 b FGO-E zu Recht die dauerhafte Überprüfbarkeit der Signatur verlangt, 

sollte u.E. auf ein qualifiziertes Zertifikat i.S. der § 2 Nr. 3 Buchst. a, Nr. 7, § 7 

SigG mit dem besonderen Vergabeverfahren nach § 5 SigG nicht verzichtet 

werden. Außerdem ist nach § 87 a AO i.d.F. des 3. VwVfÄndG – spätestens 

nach Ablauf der Übergangsphase gemäß § 87 a Abs. 6 AO am 31. Dezember 

2005 – auch im elektronischen Rechtsverkehr mit den Finanzbehörden die qua-

lifizierte Signatur erforderlich. Die Vermeidung eines Systembruchs ist auf je-

den Fall zu vermeiden. Dies gilt ebenso im Verhältnis zu den entsprechenden 

Vorschriften der übrigen Prozessordnungen. 
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6. Art. 3 Nr. 12 Buchst. c des Entwurfs - § 86 Abs. 3 FGO-E 

Die Einführung des in-camera-Verfahrens begegnet keinen Bedenken. Sie ges-

tattet dem Gericht die Gewährung effektiven Rechtsschutzes i.S. des Art. 19 

Abs. 4 GG durch eigene Tatsachenfeststellungen, berücksichtigt aber auch ein 

berechtigtes Geheimhaltungsbedürfnis der Finanzbehörden im Einzelfall. Damit 

ist der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 27. 

Oktober 1999 1 BvR 385/90; BVerfGE 101, 106, BVerfGE 101, 106, BGBl I 

2000, 54) Rechnung getragen, die schon Eingang in die finanzgerichtliche 

Rechtsprechung gefunden hat (Bundesfinanzhof, Beschluss vom 7. Mai 2001 

VII B 199/00, BFH/NV 2001, 1366; Finanzgericht Köln, Urteil vom 3. Mai 2000 

11 K 6922/98, EFG 2000, 903). Die Regelung schafft zudem die rechtseinheitli-

che Übereinstimmung mit § 99 Abs. 2 VwGO i.d.F. des Gesetzes zur Bereini-

gung von Rechtsmitteln im Verwaltungsprozess vom 20. Dezember 2001 (BGBl 

I 2001, 3987), der zwischenzeitlich Gegenstand konkretisierender verwaltungs-

gerichtlicher Rechtsprechung geworden ist (BVerwG, Beschlüsse vom 15. Au-

gust 2002 2 AV 3/02, DVBl 2002, 1559; vom 29. Juli  2002 2 AV 1/02, NVwZ 

2002, 1249; Oberverwaltungsgericht des Saarlandes, Beschluss vom 21. Juni 

2002 8 N 1/02, n.v. -juris-Dokument-; Oberverwaltungsgericht für das Land 

Schleswig-Holstein, Beschluss vom 1. August 2001 1 O 21/01, NordÖR 2001, 

395). 

7. Art. 1 und 3 des Entwurfs im Übrigen 

Die sonstigen Vorschläge der Art. 1 und 3 ERVG-E sind durch die Anpassung 

des Wortlauts zahlreicher Vorschriften an den elektronischen Rechtsverkehr 

bedingt und begegnen, soweit sie das finanzgerichtliche Verfahren betreffen,  

aus unserer Sicht keinen Bedenken. 

III. Anregungen 

1. § 50 Abs. 2 FGO 

Wir regen an, für die in elektronischer Form abgegebene Erklärung des Klagever-

zichts gemäß § 50 FGO die qualifizierte Signatur nach dem Signaturgesetz zu for-
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dern. Nach gegenwärtiger Fassung kann der Verzicht gemäß § 77 a Abs. 1 Satz 1 

FGO elektronisch ohne Signatur erfolgen, da § 77 a Abs. 1 Satz 2 lediglich als 

Soll-Vorschrift ausgestaltet ist. Wegen der weitreichenden Wirkungen des Verlus-

tes des Klagerechts gemäß § 50 Abs. 2 FGO erfüllt nur die qualifizierte Signatur 

die gebotene Warnfunktion. Nach § 50 Abs. 2 Satz 1 FGO sollte daher der fol-

gende Satz 2 eingefügt werden: 

„Das elektronische Dokument ist mit einer qualifizierten elektronischen Signa-

tur nach dem Signaturgesetz zu versehen.“ 

2. § 62 Abs. 3 FGO 

Der Entwurf sieht für die Prozessvollmacht in Verbindung mit § 77 a Abs. 1 FGO 

eine qualifizierte elektronische Signatur nicht vor. Wegen der notwendigen Beach-

tung des Steuergeheimnisses (§ 30 AO), insbesondere bei Akteneinsicht, ist ein 

frühzeitiger, sicherer Nachweis der Prozessvollmacht im finanzgerichtlichen Ver-

fahren notwendig. Dies kann nur durch eine qualifizierte elektronische Signatur 

nach Signaturgesetz gewährleistet werden. Wir regen daher an, nach § 62 Abs. 3 

Satz 1 FGO folgenden Satz 2 einzufügen: 

„Die elektronische Vollmacht ist mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 

nach dem Signaturgesetz zu versehen.“ 

3. § 85 Satz 1 FGO 

Wir regen an, in diese Vorschrift auch die Einsicht in elektronische Dokumente 

und die Entnahme von Aufzeichnungen daraus einzubeziehen. Sie wäre dann wie 

folgt zu fassen: 

„Zeugen, die nicht aus dem Gedächtnis aussagen können, haben Schriftstü-

cke, elektronische Dokumente und Geschäftsbücher, die ihnen zur Verfügung 

stehen, einzusehen und, soweit nötig, Aufzeichnungen daraus zu entneh-

men.“ 

 



Seite 6 der Stellungnahme vom 23.12.2002  

BDFR 
Warendorfer Straße 70 

48145 Münster 

 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass der BDFR 

! den rechtlichen Grundlinien des Diskussionsentwurfs zustimmt, 

! sich in den zu II. 1.-3. dargestellten Einzelfällen für Regelungen mit einfa-

cherer Handhabung ausspricht, 

!  im Übrigen gegen die im Diskussionsentwurf vorgeschlagenen Änderun-

gen des Verfahrensrechts keine Bedenken hegt (II. 4.-7.) und 

! die Änderung weiterer Normen der FGO anregt (III.). 

Wir hoffen, mit dieser Stellungnahme zur Diskussion des Entwurfs beigetragen 

zu haben, und sehen dem Fortgang des Verfahrens gern entgegen. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Seibel 
Bund Deutscher Finanzrichterinnen 
und Finanzrichter 
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